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c) Ort, Tag und Zeit des Eingangs und der Begut­
achtung der Ware,

d) Herstellungsdatum der Ware,
e) Menge und Wert der gelieferten Ware (laut Fracht­

brief oder Wiegeprotokoll),
f) Angaben über Lagerung und Temperatur,

g) Befund der Ware (äußere und innere Merkmale, 
Konsistenz und Geruch), Ursachen der Minderung 
bzw. des Verderbs,

h) Höhe der Wertminderung.

(5) Die Kosten der angefertigten Gutachten hat der 
Lieferer zu tragen, wenn die Mängelrüge begründet ist. 
Bei unberechtigt erhobenen Mängelrügen hat der Be­
steller dem Lieferer die ihm entstandenen Kosten zu 
ersetzen.

(G) Zur Anzeige ist auch der Leiter der Verkaufsstelle 
des Einzelhandels berechtigt.

(7) Bei Konserven sind verborgene Mängel einschließ­
lich der Inhaltsdifferenz in Kollis unverzüglich nach 
Entdeckung des Mangels, spätestens jedoch 4 Monate 
nach Entgegennahme der Ware, anzuzeigen.

(8) Ist die Mängelrüge fristgemäß erhoben worden, 
so können die sich daraus ergebenden Ansprüche inner­
halb von 6 Monaten, vom ersten Tage des auf die Ab­
sendung der Mängelrüge folgenden Monats an gerech­
net, geltend gemacht werden.

(9) Ersatzlieferungen für Waren, deren Mängel frist­
gemäß gerügt wurden und vom Lieferer anerkannt 
worden sind, müssen schriftlich vereinbart werden.

§ 20 

Garantiefristen
(1) Die Erzeuger garantieren dafür, daß Konserven 

6 Monate nach Lieferung an ihren Vertragspartner frei 
von Verderb und Bombagen bleiben, sofern eine sach­
gemäße Lagerung nachgewiesen wird.

(2) Der Fischgroßhandel gewährt bei Konserven eine 
Haltbarkeitsgarantie von 4 Monaten nach Auslieferung.

(3) Die Vertragspartner können andere Garantie­
fristen vereinbaren.

§ 21
Abnahmeverpflichtung

(1) Der Besteller ist verpflichtet, vertragsgerecht ge­
lieferte Ware abzunehmen und zu bezahlen. Die Be­
stimmungen des § 12 Abs. 3 werden hiervon nicht 
berührt.

(2) Nicht vertragsgerecht angebotene und gelieferte 
Ware ist vom Besteller entgegenzunehmen. Bei drohen­
dem Verderb ist der Besteller verpflichtet, die Ware 
bestmöglich zu verwerten. Die Bestimmungen des § 12 
Abs. 5 werden hiervon nicht berührt.

(3) Erfolgt die Verwertung durch den Einzelhandel 
durch den Verkauf der Erzeugnisse an die Bevölkerung, 
so hat der Einzelhandel den Verkaufserlös abzüglich der 
Einzelhandelsspanne an den Lieferer zu zahlen. Der 
Einzelhandel kann vom Lieferer den Ersatz der für den 
Verkauf notwendigen Aufwendungen fordern, soweit 
die Aufwendungen diejenigen beim Verkauf vertrags­
gerecht gelieferter Erzeugnisse übersteigen.

§ 22 
Vertragsstrafen

(1) Der Besteller ist verpflichtet, Vertragsstrafen zu 
berechnen, wenn der Lieferer die Vereinbarungen über 
Qualität, Sortiment oder die Art und Weise der Ver­
packung nicht einhält.

(2) Der Besteller ist berechtigt, Vertragsstrafe zu be­
rechnen

a) bei Verzug mit der Lieferung oder Leistung,
b) bei Nichterfüllung,
c) bei nicht fristgemäßer Rechnungserteilung.

(3) Der Lieferer ist berechtigt, Vertragsstrafe zu be­
rechnen

a) bei Abnahmeverzug,
b) bei vertragswidriger Abnahmeverweigerung oder 

Nichtentgegennahme der Ware,
c) bei verspäteter Erteilung der Versanddisposition.

(4) Die Vertragsstrafe beträgt in den Fällen
a) des Abs. 1, des Abs. 2 Buchst, b und des Abs. 3 

Buchstaben a und b 5 % des Wertes der Waren­
lieferung oder des betroffenen Teiles der Waren­
lieferung,

b) des Abs. 2 Buchstaben a und c und des Abs. 3 
Buchst, c 0,1 %> täglich des Warenwertes, jedoch 
nicht mehr als 6 %;

(5) Die Vertragsstrafen gemäß Abs. 1, Abs; 2 Buchst, b 
und Abs. 3 Buchst, b sind unverzüglich, die Vertrags­
strafen gemäß Abs. 2 Buchstaben a und c und Abs. 3 
Buchstaben a und c sind monatlich zu berechnen.

(6) Eine Vertragsstrafe wegen Nichterfüllung durch 
den Lieferer kann nicht neben einer Vertragsstrafe 
wegen Verzuges mit der Lieferung oder Leistung ge­
fordert werden. Das gleiche gilt, wenn Vertragsstrafen 
wegen vertragswidriger Abnahmeverweigerung oder 
Nichtentgegennahme der Ware'und wegen Abnahme­
verzuges zusammenfallen.

§ 23
Sonderbestimmungen für Importwaren

Für Importwaren gelten im Vertragsverhältnis zwi­
schen dem Außenhandelsunternehmen und dem Fisch­
großhandel die Bestimmungen der §§ 1 bis 22 nur in­
soweit, als in den folgenden Paragraphen nichts Ab­
weichendes festgelegt ist und sie nicht im Widerspruch 
zu der Anordnung vom 24. Januar 1958 über die Ver­
fahrensregelung für den Import (GBl. I S. 103) stehen.

§ 24
Vertragsabschluß für Importwaren

(1) Zwischen dem Außenhandelsunternehmen und 
dem Fischgroßhandel sind Lieferverträge oder Einfuhr­
bestellungen für jeweils ein Quartal im Grobsortiment 
zu schließen. Es sind Lieferfristen zu vereinbaren. Ist 
dem Lieferer die Einhaltung der Liefertermine nicht 
möglich, so ist er verpflichtet, dem Besteller spätestens 
5 Tage vor dem vertraglich vereinbarten Liefertermin 
Nachricht über den neuen Liefertermin zukommen zu 
lassen. Damit wird die Lieferzeit bis zu 10 Tagen ver­
längert. Eine weitere Verlängerung der Lieferfrist ist 
von der schriftlichen Zustimmung des Vertragspartners 
abhängig.


